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19.51 

Abgeordnete Petra Bayr, MA MLS (SPÖ): Herr Präsident! Herr Minister! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Über das Kapitel Entwicklungszusammenarbeit im Budget zu 

reden ist meistens ziemlich unerfreulich, aber: Ha! Heute gibt es die Chance auf eine 

Wende. 

Wir alle haben einen Brief oder ein E-Mail von einerseits der Dachorganisation der Ent-

wicklungsorganisationen und humanitärer Hilfeorganisationen, der Arbeitsgemeinschaft 

Globale Verantwortung, und noch dazu von einigen großen NGOs gekriegt, in dem sie 

uns ersuchen, doch noch einen Abänderungsantrag hier in der Debatte einzubringen 

und das Budget für die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit, sowohl was die ADA, 

also die Austrian Development Agency, als auch was den Auslandskatastrophenfonds 

betrifft, doch zu erhöhen. Dieser Antrag wird gerade verteilt. Die Regierungsparteien 

haben also die Chance, dann am Donnerstag einem Antrag zuzustimmen, mit dem sie 

ihrem eigenen Regierungsprogramm nachkommen könnten, nämlich in Richtung 

0,7 Prozent des BNE für Entwicklungszusammenarbeit zu kommen. Das ist zwar ein 

kleines Schritterl – wir fordern konkret eine Erhöhung von 20 Prozent für ADA und 

AKF –, aber immerhin wäre es ein Schritt in Richtung Ihres Regierungsprogramms. 

Das wäre doch etwas. Ich hoffe, Sie sind dann alle dabei, wenn wir am Donnerstag 

abstimmen. (Beifall bei der SPÖ sowie der Abgeordneten Brandstätter und 

Brandstötter.) 

Ich möchte diesen Abänderungsantrag der Abgeordneten Petra Bayr, Henrike Brand-

stötter, Kolleginnen und Kollegen einbringen und auch kurz erläutern:  

Er ist zum Bericht des Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 1034 der Beila-

gen samt Anlagen, 1157 der Beilagen, und es geht wie gesagt im Kern darum, die 

Gelder für die Austrian Development Agency und für den AKF jeweils um etwa 

20 Prozent zu erhöhen. Das wären dann in Summe 36 Millionen Euro mehr. Diese 

36 Millionen Euro sind einerseits dadurch bedeckt, dass das Außenministerium 

10 Millionen Euro Rücklagen hat, und darüber hinaus gibt es normalerweise wesentlich 

mehr Einkünfte aus der KöSt, als veranschlagt ist, auch in diesem Budget veranschlagt 

ist, und das gemeinsam würde diese Steigerung locker decken. 

Der AKF steigt in der Tat, aber er steigt nicht einmal in dem Ausmaß, wie wir ihn heuer 

überziehen. Wir überziehen heuer also mehr, als er bis 2024 steigt. Das heißt, das ist 

jetzt nicht gerade die super Spitze des Eisbergs, die wir da erreichen, und es ist echt 

noch einiges zu tun. Die NGOs, die uns schreiben, führen unter anderem ins Treffen, 

dass Corona wie ein Brandverstärker wirkt, dass wahrscheinlich sehr bald mehr als 
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eine Milliarde Menschen auf dieser Erde absolut arm sein werden, das heißt, statistisch 

weniger als 1,6 Euro pro Tag zur Verfügung haben werden, und dass die Armutskrise, 

gepaart mit der Klimakrise, zu einem Teufelskreis wird, der durch eine sinnvoll 

gemachte sowohl humanitäre Hilfe als auch Entwicklungszusammenarbeit 

unterbrochen werden könnte. 

***** 

Das zum einen – also ich freue mich, wenn Sie diesem Antrag zustimmen. 

Zum anderen muss ich auch sagen, dass schon zum Zeitpunkt des Vorliegens des 

Budgets das Budget nicht mehr stimmt. Wir haben seit vielen Jahren in der 

Budgetvorschau immer 1,6 Milliarden Euro auf drei Jahre aufgeteilt für die 

Entschuldung des Sudans. In der Vorschau diesmal ist es sogar schon im Budget für 

2022 drinnen mit einem Betrag, der sich in Summe, warum auch immer, 

wunderlicherweise auf 3,3 Milliarden Euro gesteigert hat, und das von einer 

Kreditsubstanz, die Ende der Siebzigerjahre ungefähr 75 Millionen Euro war. Es ist 

also geschafft worden, durch Umschuldungen in Hochzinszeiten und durch 

Zinseszinsen diese Summe mehr als zu verzwanzigfachen, und jetzt gehen wir her und 

wollen uns das als Entwicklungszusammenarbeitsgelder ein halbes Jahrhundert später 

anschreiben. 

Zum Antrag der FPÖ sei gesagt: Nicht nur, dass das nicht kommt, was da vorgesehen 

ist – also wenn Sie zugehört haben: Der Minister hat schon im Budgethearing auf die 

Frage des Abgeordneten Matznetter, ob wir nächstes Jahr 0,7 Prozent erreichen – laut 

Vorschau würden wir ja 0,83 Prozent oder so etwas erreichen –, gesagt, dass wir das 

nicht tun, weil da zwar der Pariser Club im Sommer einen Entschluss gefasst hat, die 

Sudanentschuldung endlich zu machen, aber nachdem dann ein Militärputsch war, ist 

diese Entscheidung on hold und wird wohl 2022 nicht kommen. Das sagt auch der Pa-

riser Club. – Also keine Sorge, nicht nur, dass die Entschuldung nicht kommt, auch 

wenn sie käme, würde das im Budget keinen Cent kosten. Das ist reines Spielgeld, das 

ist eine reine Abschreibegeschichte. Das ist in den Siebzigerjahren geflossen, das ist 

tausend Mal abgeschrieben, das ist keine wirkliche Entschuldung mehr, es ist nur eine 

buchhalterische Geschichte und ist by the way unlauter, weil überhaupt nicht 

entwicklungspolitisch relevant. Ich weiß, es ist im Rahmen der OECD-Kriterien, es ist 

im Rahmen der Spielregeln, keine Frage, da sind wir nicht die Bösen, sondern die 

Bösen sind unter anderem jene, die die Spielregeln machen, aber wir sind halt schon 

auch jene, die die Spielregeln bis zum Gehtnichtmehr ausreizen. 
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Zum Schluss noch ein Gedanke: Was auch gerade in der OECD im DAC, also im 

Development Assistance Committee, diskutiert wird, ist, dass jede Impfstoffspende, die 

ein Land in ein sogenanntes Entwicklungsland gibt, mit 6,7 Dollar als ODA verbucht 

werden soll, und zwar – das ist der wirkliche Wahnsinn an der Sache – ohne 

irgendwelche Kriterien für ein Ablaufdatum zu definieren. Wir dürfen nicht bereits 

abgelaufene Impfstoffe wohin auch immer exportieren, das ist uns aufgrund von 

anderen Umständen untersagt, aber wir könnten theoretisch einen Impfstoff, der in 

drei, vier Wochen abläuft, wohin auch immer schicken und sagen: Juhu, bei uns 

daheim will keiner Astra Zeneca oder was auch immer, schicken wir es wohin auch 

immer und rechnen uns das dann pro Dosis mit 6,7 Dollar an. Auch das – nicht böse 

sein! – ist unlauter, denn bis diese Dosen wirklich dort angekommen sind, wo sie in 

einen Oberarm injiziert werden, sind sie längst abgelaufen. Das ist einfach auch auf 

OECD-Ebene zu diskutieren! 

Herr Minister, tut mir leid, aber wenn Sie uns im Ausschuss auf Nachfrage sagen, dass 

Sie natürlich wollen, dass so viel wie möglich ODA-anrechenbar ist, dann glaube ich, 

dass man das schon wesentlich differenzierter diskutieren muss, als das momentan 

der Fall ist, denn das, was da mit Budgetkosmetik passiert, ist wirklich, wirklich 

unmoralisch, unethisch und auch politisch überhaupt nicht sauber. – Danke sehr. 

(Beifall bei der SPÖ sowie des Abg. Brandstätter.) 

19.57 

Der Antrag hat folgenden Gesamtwortlaut:  

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Petra Bayr, MA MLS, Henrike Brandstötter 

Kolleginnen und Kollegen 

zum Bericht des Budgetausschusses über die Regierungsvorlage (1034 d.B.): Bundes-

gesetz über die Bewilligung des Bundesvoranschlages für das Jahr 2022 

(Bundesfinanzgesetz 2022 – BFG 2022) samt Anlagen (1157 d.B.)  

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs zitierte Gesetzentwurf wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel I lauten die Schlusssummen wie folgt: 

 „Allgemeine Gebarung Geldfluss aus der 

Finanzierungstätigkeit 
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 (Beträge in Millionen Euro) 

Auszahlungen: 99.117,137 156.954,534 

Einzahlungen: 86.474,563 169.597,108 

Nettofinanzierungsbedarf 12.642,574  

Finanzierungsüberschuss  12.642,574“ 

2. In der Anlage I der im Titel bezeichneten Regierungsvorlage sind in der Untergliede-

rung 12 – Äußeres und in der Untergliederung 16 – öffentliche Abgaben die Beträge 

folgender Detailbudgets zu ändern: 

„Detail-

budget 

Mittelverwendungsgruppe/Mit

telaufbringungsgruppe 

von abzuändern

um 

auf 

  (Beträge in Millionen Euro) 

12.02.01 Transferaufwand 180,125 36,00 216,125 

12.02.01 Auszahlungen aus Transfers 180,125 36,00 216,125 

16.01.01 Erträge aus der operativen 

Verwaltungstätigkeit und 

Transfers 

98.300,000 36,00 98.336,000 

16.01.01 Einzahlungen aus der 

operativen Verwaltungs-

tätigkeit und Transfers 

98.300,000 36,00 98.336,000“ 

3. Die Betragsänderungen sind auch in den entsprechenden Globalbudgets, in der 

Übersicht Globalbudgets sowie bei den von den Änderungen jeweils betroffenen 

Summenbeträgen der Anlagen I, I.a, I.b, I.c, I.d, I.e und III zu berücksichtigen. 

Begründung 

Der gegenständliche Abänderungsantrag dient der Aufstockung der bilateralen 

Entwicklungszusammenarbeit in der Untergliederung 12 des Äußeres. 

Die Pandemie ist ein Brandbeschleuniger, der viele Erfolge der Entwicklungspolitik zu-

nichtemacht: Laut UNO und Weltbank wird durch COVID-19 die Anzahl jener, die als 
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extrem arm gelte, also jene Menschen, die von 1,60 Euro pro Tag leben müssen, auf 

über eine Milliarde steigen. Ein Blick nach Syrien, Afghanistan oder Äthiopien, einem 

langjährigen Schwerpunktland der Österreichischen Entwicklungszusammenarbeit, zeigt, 

dass immer mehr und immer länger andauernde Konflikte Staaten destabilisieren, 

Existenzgrundlagen zerstören und letztlich viele Menschen töten. 

Auch die Klimakrise trifft Menschen in Ländern des globalen Südens besonders hart, 

obwohl sie am wenigsten dazu beitragen. Schätzungen zufolge wirken sich Bodenzer-

störung, Wüstenbildung und Dürre schon heute auf das Leben von 1,8 Milliarden Men-

schen aus – auf jede und jeden Fünften. Jeder dritte Mensch hat keinen 

durchgehenden Zugang zu sauberem Trinkwasser. Diese Zahlen und damit die Anzahl 

armer Menschen, die hungern und ihrer Lebensperspektiven beraubt sind, werden 

steigen. Den Teufelskreis aus Armut, Hunger und Gewalt, der Menschen in die Flucht 

treibt und der durch COVID-19 sowie Klimakrise noch verstärkt wird, gilt es endlich zu 

durchbrechen.  

Während Österreich laut Angaben der OECD im Jahr 2020 pro Kopf 51 Euro für bila-

terale Hilfe aufwendete, waren es in den Niederlanden 180 Euro und in Schweden 

302,5 Euro pro Einwohner*in. Aus diesem Grund ist es umso bedauerlicher, dass die 

Finanzierung der direkten bilateralen Projekthilfe der ADA im Budgetentwurf 2022 stag-

niert – handelt es sich doch genau um jene Entwicklungsgelder, die unmittelbar bei den 

ärmsten Menschen der Welt ankommen. Expert*innen und NGOs haben bereits Alarm 

geschlagen und vor einer Stagnation der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit ge-

warnt. Sie appellieren an die Bundesregierung und an alle Abgeordneten hier finanziell 

nachzubessern. 

Laut dem Regierungsprogramm tragen Entwicklungszusammenarbeit, humanitäre Hilfe 

sowie entwicklungspolitische Bildung als Instrumente der Entwicklungspolitik 

wesentlich dazu bei, Lebensperspektiven für Menschen in einem Umfeld sozialer und 

politischer Stabilität und eine nachhaltige Entwicklung – im Sinne der Agenda 2030 – 

zu ermöglichen. 

Ebenso hält das Regierungsprogramm ein Bekenntnis der Erhöhung der finanziellen 

Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit, sowie die Ausweitung der finanziellen 

Mittel im Bereich der bi- und multilateralen EZA mit Fokus auf bilaterale Mittel fest. 

Die zusätzlichen Ausgaben im Detailbudget 12.02.01 Entwicklungszusammenarbeit 

und Auslandskatastrophenfonds können teilweise durch vorhandene Rücklagen in der 

UG 12 als auch zu erwartenden Mehreinnahmen aus der Körperschaftsteuer, die das 

BMF im Bundesvoranschlag zumeist unterschätzt, bedeckt werden (DB 16.01.01). 
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***** 

Präsident Ing. Norbert Hofer: Als nächster Redner ist Alexander Melchior zu Wort ge-

meldet. – Bitte, Herr Abgeordneter. 

Ich darf noch ergänzen, dass der Abänderungsantrag ordnungsgemäß eingebracht ist 

und somit auch in Verhandlung steht. – Bitte, Herr Abgeordneter. 

 


